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Veranstaltung zum 21.04.2007  
in Halberstadt  

Unsere Geduld ist zu Ende! 
*Recht für sozial Schwache*     
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Die Teilnehmer der Tagung vom 21.04.2007 in Halberstadt zur Koordination der Arbeitskreise und 
Bürgerinitiativen zur Schaffung eines verlässlichen Deutschen Rechtsstaates beschließen folgende 
weitere Arbeitsgrundlagen: 
 
1. Sie versichern sich ihrer aufrichtigen Gesprächsbereitschaft und Mithilfe über alle 

persönlichen Meinungsunterschiede hinweg. 
 
2. Sie stellen ihre uneigennützige Mitarbeit uneingeschränkt in den Dienst des Deutschen 

Volkes zu dessen Befreiung von rechtsstaatswidriger Besetzung, Bevormundung, 
Bespitzlung und Bedrückung durch die Organisationsform der Modalität einer 
Fremdherrschaft in der Bundesrepublik des angeblich "wieder"vereinten Deutschlands 
(OMF-BRdvD). 

 
 3. Sie werden auf der Grundlage der unveräußerlichen internationalen Menschenrechte, der 

entsprechenden Völkerrechte und einer abendländischen Grundethik die 
Regierungskriminalität, die Justizverbrechen und den Amtsmissbrauch in der 
Bundesrepublik Deutschland von heute mit allen legalen Möglichkeiten verfolgen, beenden 
und eine umfassende Amnestie gegenüber der rechtswidrigen BRD-Verfolgung von 
Reichsstaatsangehörigen, Wiederaufnahme von allen behördlichen und gerichtlichen 
Verfahren nach Antrag und persönliche Wiedergutmachung zuerst durch die 
Schadensverursacher einfordern. 

 
4. Sie erklären dazu die Zustimmung zur Hemmung jeglicher Verjährung für jede bisher nicht 

in der BRD rechtsstaatskonform bearbeitete Straftat, weil die Rechtsstaatlichkeit im 
derzeitigen Deutschland durch korrupte Politiker, rechtsbeugende Juristen und 
amtmissbrauchende Behördenleiter nicht mehr gewährleistet ist.  

 
5. Sie wollen die Aussetzung und Neuverhandlung aller das Deutsche Volk unangemessen 

benachteiligenden und hoheitsrechtsverzichtenden, internationalen Verträge und 
Abkommen. Das Volksbegehren, die Volksinitiative und die Volksabstimmung wird zur 
Grundlage eines demokratischen Gemeinwesens auf direkter, demokratischer Ausrichtung 
angestrebt und durchgesetzt.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Das Abschlusskommunique wurde am Schluss der Tagung ohne Gegenstimmen und ohne 
Enthaltungen einstimmig angenommen!  


